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RemoHess, Brüssel

Eigentlich wollte sich Justiz-
ministerin Elisabeth Baume-
Schneider nach ihrem Amtsan-
tritt Anfang Jahr 100 Tage Ein-
arbeitungsfristgönnen.Erstdann
wollte sie an die Öffentlichkeit
treten und eine erste Bilanz zie-
hen. Daraus wird nichts: Die
Asyl- und Migrationskrise kata-
pultiert die Neo-Bundesrätin
noch vor Ablauf der drei Monate
mitten ins Zentrum des politi-
schen Geschehens. Genauer:
nachBrüssel,wosieamDonners-
tag beim Treffen der EU-Innen-
und -Justizminister ihren ersten
öffentlichen Auftritt überhaupt
vor breiterem Publikum hatte.

Die Asylzahlen sind in Euro-
pa so hoch wie seit 2016 nicht
mehr. Fast eine Million Asylge-
suche verzeichnete die EU im
vergangenen Jahr. Hinzu kom-
men rund 4,8 Millionen Ge-
flüchtete aus der Ukraine, von
denen knapp 80 000 den Weg
in die Schweiz gefunden haben.
Berichte über Wohnungsmangel
im Asylwesen füllen die Zei-
tungsseiten. Die SVP setzt wie-
der voll auf die Migration und
fordert neben der Einführung
von Grenzkontrollen, dass die
Schweiz Asylverfahren in Dritt-
staaten ausserhalb der EU aus-
lagert. Der SP-Bundesrätin sei
die Kontrolle über das Thema
bereits «vollends entglitten»,
schrieb die Partei am Dienstag
in einer Medienmitteilung.

Baume-Schneiderwill
wederZäunenochMauern
In ihrer Antwort erteilt Baume-
Schneider der SVP nun eine kla-
re Absage. Von einer Auslage-
rung von Asylverfahren ins Aus-
land will sie nichts wissen. Das
stehe für die Schweiz «ausser
Frage». Auch vom Bau von
Grenzzäunen und -mauern an
der EU-Aussengrenze, wie es
von einigen EU-Ländern gefor-
dert wird, hält die SP-Bundesrä-
tin nichts. Das sei etwas, das mit
Ausnahme Einzelner kaum je-
mand befürworte, so die Justiz-
ministerin in Brüssel gegenüber
Journalisten.

Zur Berichterstattung über
Fälle von Mieterinnen und Mie-
tern in der Schweiz, die zuguns-
ten von Asylsuchenden ihre
Wohnungen verlassen sollen,
sagte Baume-Schneider, man
müsse jetzt das Gespräch mit
den Kantonen und den Woh-
nungseigentümern suchen. Klar
sei aber auch, dass sich die Ge-
schichte anders abgespielt habe,
als zuerst in den Medien berich-
tet wurde. Damit verwies sie auf
den Fall Windisch, wo bekannt
wurde, dass der Wohnungs-
eigentümer den Mietern so oder
so gekündigt hätte, weil er die
Häuser abreissen will.

Insgesamt absolvierte die
59-jährige Jurassierin ihre Pre-
miere auf dem internationale
Parkett mehr oder weniger sou-
verän. Ihr Auftritt war selbstbe-
wusst und unverkrampft. Nur
die auf Englisch gestellte Frage

einer TV-Reporterin liess sie et-
was stolpern. Baume-Schneider
spricht bekanntlich kaum Eng-
lisch und musste daher passen.

«KannItaliennichtzwingen,
seinePolitikzuändern»
Keine Bewegung gab es bei
einem der drängendsten Proble-
me, die die Justizministerin zu
lösen hat: den Streit mit Italien
um die Rückführung von soge-
nannten Dublin-Fällen. Bereits
seit Dezember verweigert die
rechte Regierung von Premier-
ministerin Giorgia Meloni unter
fadenscheinigen Begründungen
die Rückübernahme von
Migranten, die bereits in Italien
ein Asylgesuch gestellt hatten.
Aus dem Schweizer Parlament
wurde die Forderung laut, Bau-
me-Schneider möge nun in
Brüssel intervenieren und Druck
auf Italien aufsetzen.

Auch andere Länder wie die
Niederlande oder Belgien
klagen offen, dass sie zurzeit
niemanden nach Italien zurück-
führen können. Der französi-
sche Innenminister Gérald Dar-
manin sagte, das Dublin-Ab-
kommen funktioniere mit
Italien «quasi gar nicht mehr».

Baume-Schneider hat nun
zusammen mit ihren Kollegen
aus Frankreich, Deutschland,
Dänemark, Österreich, Belgien
und den Niederlanden in einer
gemeinsamen Erklärung darauf
gedrängt,dieDublin-Regelnein-
zuhalten und «unkontrollierte
Migrationsbewegungen wirk-
sam einzudämmen». Auf den
konkreten Streit mit Italien an-
gesprochen, sagtBaume-Schnei-
der:«IchkannItaliennichtzwin-
gen, seine Politik zu ändern.
Aber es gibt viele Länder, die
sich wünschen, dass jeder seine
Rolle wahrnimmt, und das be-
zieht sich auch auf Italien.»

Ob sich an Melonis Dublin-
Praxis bald etwas ändern wird,
darf bezweifelt werden. Die
Fronten unter den EU-Staaten
sind inSachenMigrationverhär-
tet. Italiendrängtwieauchande-
re Länder im EU-Süden auf eine
Überarbeitung der Dublin-Re-
geln. Nebst grösserer Unterstüt-
zung pochen sie auf eine auto-
matische Verteilung von Asyl-
suchenden. Die Verhandlungen
über den neuen «Migrations-
pakt» kommen seit September
2020 aber kaum vom Fleck. In
der Zwischenzeit einigte man
sich nur auf einen verstärkten
Schutz an den Aussengrenzen.

Wie sich Europa aus dieser
Lage befreien und es verhindert
werden kann, dass sich Boots-
dramenwie jenesvorknappzwei
Wochen vor der kalabrischen
Küste mit über 70 Toten wieder-
holen, wusste Baume-Schneider
auch nicht zu sagen. Gleichwohl
gab sie sich zuversichtlich, dass
es in den kommenden Monaten
möglich sein werde, einen
Durchbruch zu erzielen. Dies al-
lein schon deshalb, weil es unter
ihrenMinisterkollegendieEinig-
keit gebe, dass es so nicht weiter-
gehen könne.

Asylkrise beschert
Baume-Schneider einen steilen Start
Die Migration wird zum Wahlkampfthema, dem sich Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider nicht entziehen kann.

Der SVP-Forderung nach einer Auslagerung der Asylverfahren erteilt sie eine Absage.

Migration

Die Gemeinsamkeit von EU-Politik
und Ernährungsberatung
Der Nationalrat will mehr Mitsprache mit Brüssel. Mehr Tempo aber nicht.

Stefan Bühler

Europapolitik stösst im Ver-
gleich zu Texten etwa über den
Genderstern oft auf bescheide-
nes Interesse – zu Unrecht.
Denn erstens ist gerade wieder
mehr los zwischen Bern und
Brüssel. Und zweitens hat die
Thematik frappante Parallelen
zu Fragen des täglichen Le-
bens.

Nächste Woche reist der
für die Verhandlungen mit
dem Bund zuständige EU-
Kommissar, Maroš Šefčovič,
in die Schweiz. Vorab für einen
Vortrag in Freiburg. Zudem hat
er allen ein Treffen angeboten,
die sich hierzulande mit der
EU befassen: den Aussenpoli-
tischen Kommissionen, den
Sozialpartnern und den Kanto-
nen. Dem Vernehmen nach ha-
ben alle zugesagt. Am Ende
konnte auch Aussenminister
Ignazio Cassis nicht Nein sa-
gen. Die beiden treffen sich am

Mittwoch in Bern zum Abend-
essen. In dieser Gemengelage
traf es sich gut, dass im Na-
tionalrat am Donnerstag zwei
europapolitische Vorstösse
traktandiert waren. Beide
stammten von der Aussenpoli-
tischenKommissiondesNatio-
nalrats und zielten auf mehr
Mitsprache und mehr Tempo
in den Verhandlungen mit
Brüssel.

In aller Kürze: Die erste
Motion fordert, dass der Bun-
desrat einen einfachen Bun-
desbeschluss vorlegt, damit
die Bundesversammlung «for-
mell zu den nächsten Schritten
in der Europapolitik» Stellung
nehmen kann. Sie wurde mit
96 zu 94 Stimmen knapp an-
genommen. Die Chancen,
dass auch der Ständerat zu-
stimmt, sind jedoch eher ge-
ring. Bereits selber abgelehnt,
mit 98 zu 90 Stimmen, hat der
Nationalrat die zweite Forde-
rung seiner aussenpolitischen

Kräfte, nämlich dass der Bun-
desrat unverzüglich Verhand-
lungen mit der EU aufnehmen
soll.

Interessanter als die Ab-
stimmungen war die Debatte.
Es war wie bei der Ernährungs-
beratung: Empfohlen wird
eine Diät mit mehr Gemüse,
Salat und Früchten im Hinblick
auf die langfristige Gesund-
heit. Dem Gourmand passt das
nicht. Er schaut auf seine reich
gedeckte Tafel und stellt fest:
Mir geht’s gut. Da waren FDP-
Nationalrätin Christa Mark-
walder, Christine Bulliard-
MarbachvonderMitteundRo-
land Fischer (GLP), die für eine
raschere Annäherung an die
EU plädierten. «Massnahmen
für den Wirtschafts- und For-
schungsstandort Schweiz sind
dringend», sagte Markwalder.
Bulliard-Marbach erinnerte an
die Gefahr der Strommangel-
lage: «Es geht um Energie, die
EU behandelt uns nicht mehr

wie einen Partner.» Und Ro-
land Fischer meinte mit Blick
ins Ausland: «Die schockarti-
gen Auswirkungen des Brexit
zeigen, was in der Schweiz im
Zeitlupentempo passiert.»

Auf der anderen Seite
stand Roger Köppel, EU-Kriti-
ker der SVP, und spottete über
«diese Nachrufe auf die
Schweiz auf Vorrat», die alle-
samt stark übertrieben seien,
«als würden wir auf einer wirt-
schaftlichen Intensivstation
liegen». Dabei ist es laut Köp-
pel umgekehrt: Die EU wanke
über einen Sumpf von Schul-
den und stecke im Asyl-Chaos.
«Da wollen sie die Schweiz an-
binden?» Dies sei die «falsche
Medizin».

Aussenminister Cassis plä-
dierte derweil dafür, ihn ma-
chen zu lassen. Und das Publi-
kum wartet weiterhin ge-
spannt, für welche Therapie
sich der ehemalige Präventiv-
mediziner entscheiden wird.

Premiere auf internationalem
Parkett: Bundesrätin Elisabeth
Baume-Schneider in Brüssel.
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